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20. April 2021 

Rundschreiben Nr. 32/2021 
 
 
 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
 
Finanzsanktionen angesichts der Lage in Myanmar/Birma 
Durchführungsverordnung (EU) 2021/638 des Rates vom 19. April 2021 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Durchführungsverordnung (EU) 2021/6381 (Anlage 1) hat der Rat der Europäischen Union 
zehn Personen und zwei Organisationen in die in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/20132 
(Sanktionsregime Myanmar/Birma) genannten Liste der natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen.  
 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel 4e Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 
 

spätestens bis zum 27. April 2021 
 

________________ 
1  Durchführungsverordnung (EU) 2021/638 des Rates vom 19. April 2021 zur Durchführung der Verordnung (EU) 

Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Myanmar/Birma.  
2  Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 

Myanmar/Birma und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.194/2008 

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank  zu  Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr. 31/2021 
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Deutsche Bundesbank, Servicezentrum Finanzsanktionen 
Ludwigstraße 13, 80539 München, Telefon: 089 2889-3800, Telefax: 069 709097-3801 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de, www.bundesbank.de, SWIFT: MARK DE FF 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2021/638 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 2) zu übermitteln. Mit derart 
aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und vermeiden 
Rückfragen.  
 
Wir weisen darauf hin, dass Sie auch verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage ergebende 
Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen betroffen sind, 
unaufgefordert zu melden. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundesbank 
unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:   
 
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Stange 
 
 
 
Anlagen 



II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/638 DES RATES 

vom 19. April 2021

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Myanmar/Birma (1), insbesondere auf Artikel 4i,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 2. Mai 2013 die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 angenommen.

(2) Der Rat hat am 22. März 2021 die Verordnung (EU) 2021/479 (2) angenommen, durch die die Benennungskriterien 
auf Tätigkeiten ausgedehnt wurden, die die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma untergraben, 
sowie die Möglichkeit ausgeweitet wurde, restriktive Maßnahmen gegen wirtschaftliche Interessen der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw) zu verhängen.

(3) Der Rat hat am 22. März 2021 auch die Verordnung (EU) 2021/480 (3) angenommen, durch die als Reaktion auf den 
Militärputsch vom 1. Februar 2021 und die seitdem von den Streit- und Polizeikräften in Myanmar/Birma 
begangenen schweren Menschenrechtsverletzungen restriktive Maßnahmen gegen elf Personen verhängt wurden.

(4) In Anbetracht der anhaltend ernsten Lage in Myanmar/Birma sollten zehn Personen und zwei Organisationen in die 
in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 enthaltene Liste der natürlichen und juristischen Personen, 
Organisationen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahme unterliegen, aufgenommen werden.

(5) Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

(1) Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 (ABl.L 121 vom 3.5.2013, S. 1).

(2) Verordnung (EU) 2021/479 des Rates vom 22. März 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über restriktive 
Maßnahmen gegen Myanmar/Birma (ABl. L 99 I vom 22.3.2021, S. 13).

(3) Durchführungsverordnung (EU) 2021/480 des Rates vom 22. März 2021 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über 
restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma (ABl. L 99 I vom 22.3.2021, S. 15).
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 19. April 2021.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin

A. P. ZACARIAS
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ANHANG 
Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 wird wie folgt geändert:
1. Die Tabelle erhält folgende Überschrift:

„A. Liste der in Artikel 4a genannten natürlichen Personen“
2. Die folgenden natürlichen Personen werden aufgenommen:

Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

„26. MAHN Nyein Maung 
(alias P’do, Phado Man 
Nyein Maung)

Mitglied des Staatsverwaltungsrats; Mahn Nyein Maung ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC). 19.4.2021

Geburtsdatum: etwa 1947

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Mahn Nyein Maung unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Mahn Nyein Maung unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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27. THEIN Nyunt Mitglied des Staatsverwaltungsrats; 
Vorsitzender der New National 
Democracy Party (NNDP)

Geburtsdatum: 26. Dezember 1944

Geburtsort: Kawkareik (Staat Karen),  
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Personalausweis-Nr.: 12/THAGAKA 
(NAING)012432

Geschlecht: männlich

Thein Nyunt ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).
Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Thein Nyunt unmittelbar an den Entscheidungen über 
staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in  
Myanmar/Birma.

19.4.2021

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Thein Nyunt unmittelbar für die repressiven Beschlüsse 
und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

28. KHIN Maung Swe Mitglied des Staatsverwaltungsrats; 
Vorsitzender der Partei National 
Democratic Force (NDF)

Geburtsdatum: 24. Juli 1942

Geburtsort: Ngathaingchaung, Bezirk 
Pathein, Myanmar/Birma

Khin Maung Swe ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).
Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

19.4.2021
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Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Khin Maung Swe unmittelbar an den Entscheidungen 
über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in  
Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Khin Maung Swe unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

29. AYE Nu Sein Mitglied des Staatsverwaltungsrats; 
Stellvertretende Vorsitzende der Arakan 
National Party

Geburtsdatum: 24. März 1957

Geburtsort: Sittwe, Bundesstaat 
Rakhine, Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: weiblich

Aye Nu Sein ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).
Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Aye Nu Sein unmittelbar an den Entscheidungen über 
staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; sie ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in  
Myanmar/Birma.

19.4.2021

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
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Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Aye Nu Sein unmittelbar für die repressiven Beschlüsse 
und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

30. Jeng Phang Naw 
Htaung

Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Jeng Phang Naw Htaung ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Jeng Phang Naw Htaung unmittelbar an den 
Entscheidungen über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese 
Entscheidungen; er ist deshalb verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Myanmar/Birma.

19.4.2021

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Jeng Phang Naw Htaung unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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31. MAUNG Ha Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Maung Ha ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Maung Ha unmittelbar an den Entscheidungen über 
staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in  
Myanmar/Birma.

19.4.2021

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Khin Maung Swe unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

32. SAI Long Hseng Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Geburtsdatum: 18. April 1947

Geburtsort: Kengtung, Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Sai Long Hseng ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).
Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

19.4.2021
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Staatsbürgerschaftsnachweis: Katana 
(Naing) 0052495

NRC-Nr. (Personalausweis-Nr.):

13/ KATANA (N)-005249

Geschlecht: männlich

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Sai Long Hseng unmittelbar an den Entscheidungen 
über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in  
Myanmar/Birma.

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Sai Long Hseng unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

33. Saw Daniel Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Geburtsdatum: 25. November 1957

Geburtsort: Loikaw (Bundesstaat 
Kayah) Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Saw Daniel ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).
Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Saw Daniel unmittelbar an den Entscheidungen über 
staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in  
Myanmar/Birma.

19.4.2021

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
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Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Daniel Saw unmittelbar für die repressiven Beschlüsse 
und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.

34. Dr. BANYAR Aung 
Moe

Mitglied des Staatsverwaltungsrats

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Geschlecht: männlich

Banyar Aung Moe ist Mitglied des Staatsverwaltungsrats (SAC).

Am 1. Februar 2021 haben die Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw) unter ihrem Oberbefehlshaber 
Min Aung Hlaing in Myanmar einen Putsch durchgeführt und damit unter Nichtanerkennung des 
Ergebnisses der Wahl vom 8. November 2020 die demokratisch gewählte Regierung gestürzt. Im 
Rahmen des Putsches hat Vizepräsident Myint Swe als kommissarischer Präsident am 1. Februar den 
Notstand ausgerufen und die gesetzgebende, die vollziehende und die rechtsprechende Gewalt des 
Staates dem Oberbefehlshaber der Nationalen Verteidigung General Min Aung Hlaing übertragen. 
Am 2. Februar wurde der Staatsverwaltungsrat eingesetzt, um diese drei Gewalten auszuüben und 
so die demokratisch gewählte Regierung an der Erfüllung ihres Mandats zu hindern.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates war Banyar Aung Moe unmittelbar an den Entscheidungen 
über staatliche Ämter beteiligt und trägt die Verantwortung für diese Entscheidungen; er ist deshalb 
verantwortlich für die Untergrabung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in  
Myanmar/Birma.

19.4.2021

Zudem hat der Staatsverwaltungsrat Beschlüsse erlassen, durch die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung einschließlich des Zugangs zu Informationen und das Recht auf friedliche 
Versammlung eingeschränkt werden. Die unter der Kontrolle des Staatsverwaltungsrates stehenden 
Streitkräfte und Behörden haben seit dem 1. Februar 2021 schwere Menschenrechtsverletzungen 
begangen, indem sie zivile und unbewaffnete Demonstranten getötet, die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit auch durch Beschränkung des Zugangs zum Internet eingeschränkt und 
Oppositionsführer und Gegner des Putsches willkürlich festgenommen und inhaftiert haben. 
Zudem hat der Staatsverwaltungsrat in Teilen des Landes das Kriegsrecht verhängt und somit den 
Streitkräften die vollständige Kontrolle, einschließlich im Bereich der Verwaltung, der Justiz und der 
Strafverfolgung, über die betreffenden Gebiete übertragen. In den unter Kriegsrecht stehenden 
Gebieten werden Zivilpersonen, einschließlich Journalisten und friedliche Demonstranten, vor 
Militärgerichte gestellt, wodurch ihnen das Recht auf ein ordnungsgemäßes Verfahren, 
einschließlich auf einen wirksamen Rechtsbehelf, entzogen wird. In den Gebieten, in denen das 
Kriegsrecht ausgerufen wurde, haben Gewalttätigkeiten der Streit- und Polizeikräfte, die den Frieden, 
die Sicherheit und die Stabilität bedrohen, erheblich zugenommen.

Als Mitglied des Staatsverwaltungsrates ist Banyar Aung Moe unmittelbar für die repressiven 
Beschlüsse und für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich.
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35. U Chit NAING (alias: 
Sate Pyin Nyar)

Minister für Information

Geburtsdatum: Dezember 1948

Geburtsort: Kyee Nee Village, Chauk 
Township, Magway Region,  
Myanmar/Birma

Staatsangehörigkeit: Myanmar

Anschrift: Myanmar, Yangon, 
Tharkayta Township, Yadanar Housing 
(near Tine Yin Thar Village), Yadanar 
Street, No. 150

U Chit Naing ist seit dem 2. Februar 2021 Minister für Information. Er wurde vom Vorsitzenden des 
Staatsverwaltungsrats (SAC) ernannt, der am 2. Februar 2021 die gesetzgebende, die vollziehende 
und die rechtsprechende Gewalt des Staates übernommen hat.

Als Minister für Information ist er für die staatlichen Medien (MWD, MRTV, die Zeitungen Myanmar 
Alin, Kyemon und Global New Light of Myanmar, die Nachrichtenagentur Myanmar News Agency 
(MNA) und die digitalen Nachrichten Myanmar Digital News) und somit für die Sendung und 
Veröffentlichung der amtlichen Nachrichten verantwortlich. Seitdem er die Leitung des Ministeriums 
übernommen hat, sind die Zeitungen voll von pro-militärischen Artikeln; er trägt also die 
Verantwortung für die Propaganda der Junta und die Verbreitung von Desinformation in den staatlichen 
Medien, in denen keine ordnungsgemäße Berichterstattung stattfindet. Er ist unmittelbar verantwortlich 
für Beschlüsse, die zur Unterdrückung der Medien des Landes geführt haben. Dazu zählen Verfügungen, 
wonach unabhängigen Medien die Verwendung der Begriffe ‚Staatsstreich‘, ‚Militärregime‘ und ‚Junta‘
untersagt ist und fünf lokale Nachrichtenmedien im Land verboten wurden. Er ist daher verantwortlich 
für die Untergrabung der Demokratie in Myanmar/Birma durch die Einschränkung der Pressefreiheit und 
des Zugangs zu Informationen, sowohl online als auch offline.

19.4.2021“

Zuständig für staatlichen Medien 
(MWD, MRTV, die Zeitungen Myanmar 
Alin, Kyemon und Global New Light of 
Myanmar, die Nachrichtenagentur 
Myanmar News Agency (MNA) und die 
digitalen Nachrichten Myanmar Digital 
News).

In seinen Erklärungen hat er den Militärputsch öffentlich befürwortet. Als vom Vorsitzenden des 
Staatsverwaltungsrats ernannter Minister für Information ist U Chit Naing für Maßnahmen 
verantwortlich, mit denen die Demokratie und die Rechtstaatlichkeit in Myanmar/Birma 
untergraben werden, sowie an Handlungen, die den Frieden, die Sicherheit und die Stabilität in  
Myanmar/Birma bedrohen, beteiligt und unterstützt sie.

3. Folgende Überschrift und Tabelle werden angefügt:
„B. Juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen nach Artikel 4a

Name Angaben zur Identität Begründung
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

1. Myanmar Economic 
Holdings Public 
Company Ltd

Anschrift: Myanmar 11 161, Yangon 
region, Botataung, 51 Mahabandoola 
road, 189/191

Art des Unternehmens: 
Aktiengesellschaft
Ort der Registrierung: Yangon,  
Myanmar/Birma

Registrierungsdatum: 27. April 1990

Myanmar Economic Holdings Public Company Ltd (MEHL) ist ein Konglomerat im Eigentum und 
unter der Kontrolle der Streitkräfte von Myanmar (Tatmadaw) mit Tochterunternehmen und 
verbundenen Unternehmen in verschiedenen Bereichen der Wirtschaft, z. B. Banken und 
Versicherungen, Bausektor, Handel, Verkehrssektor, Bergbau, Edelsteingewinnung, verarbeitende 
Industrie und Tourismus. MEHL und seine Tochterunternehmen erzielen Einnahmen für die 
Streitkräfte (Tatmadaw) und tragen somit dazu bei, dass diese in der Lage sind, in Myanmar/Birma 
die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit zu untergraben sowie schwere 
Menschenrechtsverletzungen zu begehen.
Im Jahr 2017 haben MEHL und seine Tochterunternehmen den Streitkräften (Tatmadaw) im 
Rahmen von deren Spendenaufruf-Veranstaltungen Vermögenswerte geschenkt. Folglich hat MEHL 
die Streitkräfte finanziell unterstützt und somit dazu beigetragen, dass Tatmadaw im Jahr 2017 
‚Säuberungsaktionen‘ und schwere Menschenrechtsverletzungen gegen die Volksgruppe der 
Rohingya durchführen bzw. begehen konnte.

19.4.2021

D
E

A
m

tsblatt der Europäischen U
nion 

L 132 I/10                                                                                                                                       
19.4.2021  



Registrierungsnummer: 156387282

Ort des Hauptgeschäftssitzes:  
Myanmar/Birma

Assoziiert: Direktorium: 
Generalleutnant Aung Lin Dwe: 
Direktor (von der EU benannt); 
Generalleutnant Moe Myint Tun: 
Direktor (von der EU benannt) Patron 
Group: Oberbefehlshaber Min Aung 
Hlaing: Vorsitzender (von der EU 
benannt);

Stellvertretender Oberbefehlshaber Soe 
Win: Stellvertretender Vorsitzender 
(von der EU benannt)

Telefon-Nr.: 01-290843
Website: http://www.mehl.com.mm/

Das Direktorium von MEHL setzt sich ausschließlich aus höheren Offizieren (aktiv oder außer 
Dienst) der Streitkräfte zusammen. Zwei Mitglieder des Direktoriums (Generalleutnant Aung Lin 
Dwe und Generalleutnant Moe Myint Tun) sind zudem Mitglieder des Staatsverwaltungsrats, der 
nach dem Staatsstreich vom 1. Februar 2021 als Ad-hoc-Organ geschaffen wurde und derzeit de 
facto die Regierungsgeschäfte in Myanmar/Birma führt; sie werden in den Sanktionslisten des 
Beschlusses 2013/184/GASP des Rates und der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates über 
restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Myanmar/Birma geführt.

Der Oberbefehlshaber Min Aung Hlaing und der stellvertretende Oberbefehlshaber Soe Win leiten 
MEHLs Patron Group als Vorsitzender bzw. als stellvertretender Vorsitzender.

2. Myanmar Economic 
Corporation Limited

Anschrift: Myanmar, Yangon, Ahlone, 
Corner of Ahlone road & Kannar road

Art des Unternehmens: 
Aktiengesellschaft

Ort der Registrierung: Yangon,  
Myanmar/Birma

Registrierungsdatum: 1997 als 
staatseigenes Unternehmen gegründet, 
am 9. Januar 2019 als 
Privatunternehmen registriert.

Registrierungsnummer: 105444192

Die Myanmar Economic Corporation (MEC) ist ein Konglomerat im Eigentum und unter der 
Kontrolle der Streitkräfte von Myanmar (Tatmadaw) mit Tochterunternehmen und verbundenen 
Unternehmen in verschiedenen Bereichen der Wirtschaft, z. B. Banken und Versicherungen, 
Bausektor, Handel, Verkehrssektor, Bergbau, Edelsteingewinnung, verarbeitende Industrie und 
Tourismus. MEC und seine Tochterunternehmen erzielen Einnahmen für die Streitkräfte 
(Tatmadaw) und tragen somit dazu bei, dass diese in der Lage sind, in Myanmar/Birma die 
Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit zu untergraben sowie schwere Menschenrechtsverletzungen 
zu begehen.

Das Direktorium von MEC setzt sich ausschließlich aus höheren Offizieren (aktiv oder außer Dienst) 
der Streitkräfte zusammen.

19.4.2021“

Geschäftssitz: Myanmar/Birma

Telefon-Nr.: 01-8221369

E-Mail-Adresse: mecadm.hq@gmail. 
com

Im Jahr 2017 haben MEC und seine Tochterunternehmen den Streitkräften (Tatmadaw) im Rahmen 
von deren Spendenaufruf-Veranstaltungen Vermögenswerte geschenkt. Folglich hat MEC die 
Streitkräfte finanziell unterstützt und somit dazu beigetragen, dass Tatmadaw im Jahr 2017 
‚Säuberungsaktionen‘ und schwere Menschenrechtsverletzungen gegen die Volksgruppe der 
Rohingya durchführen bzw. begehen konnte.
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Anlage 2 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 

 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-/ 
Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgesehe-

nen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 32/2021, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 32/2021, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-Zeile 
Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die aus-
schließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die vor-

bezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehrere In-
stitute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine gesonderte 
Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rundschreiben 
getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile 
hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail an die allge-
meine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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